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Ungedeckte Kosten des LKW-Verkehrs 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 8. Novem- 
ber 1988 -A 15/00.02.10 BT /88 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die von LKW verursach- 
ten Straßenschäden das 10 000- bis 100 OOOfache der von PKW verur- 
sachten Straßenschäden (bezogen auf gleiche Fahrstrecke) betra- 
gen? 

Wenn nein, wie hoch ist dieses Zahlenverhältnis nach den Erkennt- 
nissen der Bundesregierung? 


Straßenschäden treten in unterschiedlicher Form auf, die durch 
die verschiedenen Fahrzeugarten und Verkehrsabläufe verur- 
sacht werden. Die Zusammenhänge sind für die verschiedenen 
Schadensformen unterschiedlich. Von daher ist ein Vergleich zwi- 
schen dem Pkw- und Lkw-Verkehr nur für einzelne Schadens- 
komponenten sinnvoll. Während für die bleibende Verformung 
der Straßenoberfläche {Spurrinnenbildung) von einer mit der 
zweiten Potenz der Achslast steigenden Schädigung ausgegan- 
gen wird, steigen die Straßenschäden in Form von Ermüdungs- 
erscheinungen der Straßenbefestigung mit der vierten Potenz der 
Achslast. 


2. Wie hoch sind die laufenden Ausgaben für Emeuerungs- und Unter- 
haltungsmaßnahmen an Bundesfemstraßen, und mit welchen Antei- 
len müssen diese Kosten dem PKW- und dem LKW- Verkehr zuge- 
rechnet werden? 


Die laufenden Ausgaben für die Erhaltung der Bundesfernstraßen 
(bauhche Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung) sowie 
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für qualitätsverbessernde Maßnahmen betragen z. Z. rd. 2,4 Mrd. 
DM mit steigender Tendenz. Davon entfallen rd. 70 % auf die Er- 
neuerung der Fahrbahnbefestigung und rd. 30% auf die In- 
standsetzung der Fahrbahnoberfläche. 


3. Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, welche 
Kosten für Unterhalt und Emeuenmg von Straßen bei den Ländern 
und Kommunen durch Schwerlastverkehr anfallen? 


Nein. 


4. Teüt die Bundesregierung die Auffassung der GRÜNEN, daß die in 
der Vergangenheit erfolgte Erhöhung der zulässigen Gesamtge- 
wichte bzw. der Achslasten für den Schwerlastverkehr zu einer 
gravierenden Kostenunterdeckung der Straßenunterhaltungskosten 
durch den Straßengüterverkehr geführt hat? 


Welchen Einfluß das erhöhte Gesamtgewicht und die Achslast- 
erhöhung der Lkw auf eine verringerte Gebrauchs dauer von Stra- 
ßen und Brücken haben, hängt davon ab, inwieweit die Nutzfahr- 
zeugbetreiber von den Möghchkeiten der Erhöhung Gebrauch 
machen. Hierüber liegen z. Z. noch keine gesicherten Angaben 
vor. Ob sich Auswirkungen auf den Kostendeckungsgrad des 
Straßengüterverkehrs ergeben, kann erst nach Vorhegen dieser 
Angaben ermittelt werden. 


5. Ist angesichts der aufgnmd der vorgesehenen Dereguherung im 
Transportgewerbe zu erwartenden Zunahme des Straßengüterver- 
kehrs mit einer weiteren Erhöhung der Unterhaltskosten für das 
Bimdesfemstraßermetz zu rechnen? 


Der Bundesminister für Verkehr hat die Auswirkungen möglicher 
Liberahsierungsmaßnahmen im Rahmen der EG-Verkehrspohtik 
durch Gutachten („Ordnungspohtische Szenarien zur Verwirk- 
hchung eines gemeinsamen europäischen Verkehrsmarktes'') un- 
tersuchen lassen. Es hat sich ergeben, daß selbst die weitest- 
gehende Liberalisierung nur zu einer Mehrbelastung des Straßen- 
netzes um etwa 3 400 Lkw-Fahrten pro Tag (bezogen auf das Jahr 
1985) führt, das sind - je nach Strecke - weniger als 1 % bis 3,5 % 
des gesamten Güterverkehrs. 

Dieser Anteil ist so gering, daß sich auf dieser Basis keine auf 
diesen Faktor zurückzuführende zusätzhchen Unterhaltungs- 
kosten ermitteln lassen. 


6. Wie hoch müßte eine Schwerverkehrsabgabe (DM pro Tonnenkilo- 
meter) angesetzt werden, wenn damit volle Deckungskosten durch 
den Straßengüterverkehr erreicht werden sollen? 


Die Berechnung der Kosten für die Wege des Eisenbahn-, Stra- 
ßen-, Binnenschiffs- und Luftverkehrs in der Bundesrepubhk 
Deutschland für das Jahr 1984 durch das Deutsche Institut für 
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Wirtschaftsforschung (DIW) hat für in- und ausländische 
Nutzfahrzeuge des Güterverkehrs rd. 10 Mrd. DM zurechenbare 
Wegekosten ergeben. Dieses Ergebnis ergibt sich bei der be- 
triebswirtschafthchen Vollkostenmethode. In der Wissenschaft 
werden jedoch auch andere methodische Ansätze diskutiert. 

Die Verkehrsleistung in- und ausländischer Nutzfahrzeuge in der 
Bundesrepublik Deutschland betrug 1984 rd. 129 Mrd. tkm. Dies 
ergibt rechnerisch einen Betrag von 7,65 Pf je tkm. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß diese eine rein fiktive 
Berechnung darstellt, die die gezahlten Kraftfahrzeug- und 
Mineralölsteuem der Nutzfahrzeuge nicht berücksichtigt. Werden 
diese von den zurechenbaren Wegekosten abgezogen, so ergibt 
sich ein ungedeckter Restbetrag von rd. 3,6 Mrd. DM oder 2,8 Pf je 
tkm. 

Eine Straßenbenutzungsgebühr für schwere Nutzfahrzeuge kann 
überdies unter den heute gegebenen Bedingungen nicht auf der 
Basis von geleisteten Tonnenkilometern erhoben werden. 


7. Welche Überlegungen hat das Bundesministerium für Verkehr ange- 
stellt zur Einführung einer Schwerverkehrsabgabe für in- imd aus- 
ländische LKW, die nach dem Territorialitätsprinzip in der Bundes- 
republik Deutschland zu erheben wäre? 


Siehe Antwort zu Frage 8. 


8. Wann kann mit einer Einführung einer Schwerverkehrsabgabe des 
Straßengüterverkehrs in der Bundesrepubhk Deutschland gerechnet 
werden? 


Die Bundesregierung bereitet zur Zeit die Einführung einer Stra- 
ßenbenutzungsgebühr für die Zeit vom 1. Januar 1990 bis 31. De- 
zember 1993 im Vorgriff auf eine europäische Harmonisierung der 
Abgaben und Anlastung der Wegekosten für den schweren Nutz- 
fahrzeugverkehr vor. 
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